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1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und § 1 bis 11 BauNVO) 
 

Im Allgemeinen Wohngebiet sind die in der Baunutzungsverordnung unter § 4 Abs. 3 
Nr. 3 bis 5 genannten Nutzungsarten – Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe 
und Tankstellen – nicht zulässig. (§ 1 Abs. 6 BauNVO) 

 
 
2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und § 16 bis 21a BauNVO) 
 

In den Wohngebieten wird die zulässige Zahl der Wohnungen je Wohngebäude auf 2 
beschränkt. (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 
 
Die max. zulässige Gebäudehöhe beträgt 10,00 m. Bezugsgröße zur Bestimmung 
der Gebäudehöhe ist das natürliche anstehende Gelände. 

 
3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 und 23 BauNVO) 
 

Im Plangebiet wird auf allen Bauflächen eine offene Bauweise festgesetzt. 
 
Garagen, Carports und Nebenanlagen nach § 14 BauNVO sind nur innerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Sie dürfen auch außerhalb der überbau-
baren Grundstücksflächen errichtet werden, sofern sie einen Abstand von mindestens 
5 m zu den öffentlichen Verkehrsflächen einhalten.  

 
 

4. Private Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 
 

Die als private Grünflächen festgesetzten Flächen haben die Zweckbestimmung: Ei-
gentümergarten.  
 
Je Gartengrundstück darf eine Gartenlaube in einfacher Ausführung mit höchstens 35 
m² Grundfläche errichtet werden. Die Mindestgröße eines Gartengrundstücks, auf 
dem eine Gartenlaube errichtet werden darf, muss 400 m² betragen. Weiterhin sind je 
Garten Nebenanlagen (Terrasse, Schuppen, Pool, etc.) bis zu einer Flächengröße von 
50 m² in der Summe zulässig.  
 
 

5. Maßnahmen sowie Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

 
Das Niederschlagswasser von Dachflächen und anderen befestigten Grundstücksflä-
chen ist so weit möglich auf den Grundstücken wirtschaftlich zu verwerten bzw. breit-
flächig zu versickern.  



 
Überschüssige Wassermengen dürfen nur gedrosselt an das Kanalnetz abgegeben 
werden. Dazu ist auf den Grundstücken eine Rückhalteanlage zu errichten. Das Fas-
sungsvermögen der Rückhalteanlagen muss mindestens 20 l/m², bezogen auf die un-
durchlässige Fläche, betragen. Als Drosselabfluss werden 5 l/(s*ha), bezogen auf die 
Gesamtgrundstücksfläche, festgesetzt. Es sind wasserstandsunabhängige Drosselor-
gane zu verwenden. 
 
 

6. Grünordnerische Maßnahmen, Anpflanzgebot; Bindungs- und Erhaltungsgebot 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25, § 97 Abs. 1 ThürBO) 
 
Die entsprechend der festgesetzten Grundflächenzahl nicht überbaubaren bzw. nicht 
für Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO nutzbaren Flächen der Baugrundstücke sind 
als Grünflächen anzulegen und zu unterhalten.  
 
Je 200 m² nicht überbaubarer Grundstücksfläche ist ein einheimischer großkroniger 
Laubbaum bzw. ein hochstämmiger Obstbaum zu pflanzen und dauerhaft zu pflegen. 
Vorhandener Baumbestand ist anrechenbar. 
 
 

7. Zuordnung der Maßnahmen zum Ausgleich im Sinne des § 1a BauGB  
(§ 9 Abs. 1a BauGB)  
 
Dem Eingriff in den Naturhaushalt innerhalb des Geltungsbereichs wird eine externe 
Ausgleichsmaßnahme zugeordnet: 
In der Gemarkung Mühlhausen, Flur 67, Flurstücke 74/1, 72/1, 71/1, 68/1, 67/1, 64/1, 
62/1, 61/1, 54/1, 53/1, 50/1, 49/1, 46/1, 45/1, 42/1, 41/1, 38/1, 37/1, 34/1 und 33/1, 
sind 42.540 m² Ackerland durch Einsaat von gebietseigenem Regio-Saatgut (UG 5 
Mitteldeutsches Tief- und Hügelland - Grundmischung) in ein extensiv genutztes Grün-
land umzuwandeln. Das Grünland ist gemäß Maßnahmenblatt M1 herzustellen und 
extensiv durch Mahd oder Beweidung zu bewirtschaften. 
 
Auf der öffentlichen Grünfläche mit der Zweckbestimmung Spielplatz sind sechs 
Strauchgruppen je 25 m² anzupflanzen. Es sind gebietseigene (Vorkommensgebiet 4: 
Westdeutsches Bergland und Oberrheingraben) Laubsträucher der Qualitäten I. Str. 
70-90 zu verwenden. Die Pflege erfolgt nach Maßnahmenblatt M2. 
 
 

8. Bauordnungsrechtliche Vorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB, § 97 Abs. 2 ThürBO) 
 
Straßenseitige Grundstückseinfriedungen sind nur bis zu einer Höhe von 1,50 m als 
offen wirkende Zäune aus Holz, Metallstäben oder Maschendraht zulässig.  
 
 

9. Artenliste – Empfehlung  
Anlage 1 zu den Textlichen Festsetzungen besteht aus verschiedenen Artenlisten 
(Auszug aus dem Teilkonzept Stadtgrün) die empfehlenden Charakter haben und zur 
Orientierung dienen sollen. Der vollständige Endbericht zum Teilkonzept Stadtgrün – 
Anpassung an den Klimawandel der Stadt Mühlhausen ist auf der Homepage der 
Stadt Mühlhausen zu finden:  
https://www.muehlhausen.de/rathaus-erkunden/stadtverwaltung/stadtentwicklung-
bauordnung/stadtplanung/staedtebauliche-konzepte/ 

 
 
 



Hinweise 
Hiermit soll auf wichtige Forderungen, Maßnahmen und vorliegende Rahmenbedingungen 
hingewiesen werden, deren Beachtung für die Realisierung der Planung erforderlich ist 
bzw. sein kann. Obwohl diese Hinweise planungsrechtlich keine Rechtskraft entfalten, 
wurden sie aus Gründen der Transparenz in die Planzeichnung übernommen.  
 
Das Plangebiet ist als potentielles Subrosionsgebiet, in dem an Störungen gebundene 
Erdfälle möglich sind, eingestuft. Westlich des Schlotfegerweges sowie etwa 750 m süd-
westlich des Plangebietes befinden sich Erdfälle bzw. Karstquellen. Die Existenz weiterer 
Erdfälle mit zwischenzeitlich verfüllten Strukturen ist nicht auszuschließen. Den Bauherren 
wird deshalb die Durchführung einer entsprechenden Baugrunderkundung und -bewer- 
tung unter Beachtung der Subrosionsproblematik dringend angeraten. Über Art und Um-
fang evtl. notwendiger Sicherungsmaßnahmen entscheidet der Baugrundgutachter mit 
dem Planer bzw. Bauherren. 
 
Aus der Umgebung des Plangebietes sind bereits archäologische Fundstellen bekannt. 
Es muss daher mit dem Auftreten weiterer Bodenfunde sowie Befunden (auffällige Häu-
fungen von Steinen, markante Bodenverfärbungen, Mauerreste) – Bodendenkmale im 
Sinne des Thüringer Denkmalschutzgesetzes, § 2 Abs. 7 - gerechnet werden. In diesem 
Zusammenhang besteht eine Meldefrist für Tiefbauarbeiten. Termine sämtlicher Tiefbau-
arbeiten sind dem Thüringischen Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie mindes-
tens zwei Wochen vor Beginn der Arbeiten mitzuteilen, damit eine denkmalfachliche Be-
gleitung der Arbeiten durchgeführt werden kann.  
 
Der Bereich des Bebauungsplans ist nach dem derzeitigen Stand der Verdachtsflächener-
fassung im Thüringer Altlasteninformationssystem (THALIS) nicht als altlastverdächtige 
Fläche erfasst. Sollten sich bei der Vorhabenrealisierung Verdachtsmomente für das Vor-
liegen bisher nicht bekannter schädlicher Bodenveränderungen/Altlasten ergeben, so sind 
diese im Rahmen der Mitwirkungspflicht (§ 2 Thüringer Bodenschutzgesetz) sofort der 
unteren Bodenschutz- und Altlastenbehörde anzuzeigen. Die weitere Verfahrensweise ist 
mit der unteren Bodenschutz- und Altlastenbehörde abzustimmen. 
 
Zur Neuordnung der Grundstücke im Geltungsbereich des Bebauungsplans kann ggf. ein 
Bodenordnungsverfahren nach § 45 ff. BauGB durchgeführt werden. 
 
Während der Bauphase, insbesondere bei der Baufeldfreimachung und Offenlage des 
Bodens, kann es durch Niederschlag und Wind zu Erosionen kommen. Sollten nach der 
Baufeldfreimachung Anhaltspunkte für das Entstehen von Erosionserscheinungen vorlie-
gen, sind aktive Schutzmaßnahmen zu ergreifen.    
 
Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen, Schutzmaßnahmen, Vermeidungs- und Minimie-
rungsmaßnahmen sind in den Maßnahmenblättern S1, bis S3, V1 bis V3, CEF 1, CEF2 
sowie M1 und M2 des Umweltberichtes festgesetzt und zwingend zu beachten (S. 94 bis 
106 des Umweltberichtes). 
 
Für Einzelbäume > 20 cm Stammdurchmesser mit geringer Distanz zum Baufeld sind 
während der Bauzeit Schutzvorkehrungen für ober- und unterirdische Pflanzenteile ge-
mäß DIN 18920 vorzusehen, um diese Bäume dauerhaft zu erhalten und ihre Vitalität zu 
sichern. Bestandteil der Schutzmaßnahmen sind, sofern erforderlich, die Ausführung von 
Schachtarbeiten in Handschachtung, bei Beschädigung von Wurzeln eine fachgerechte 
Wurzelbehandlung und ggf. Stammschutz durch Brettmantel. 
 
Der Gebäudeabriss hat außerhalb der Brut- und Jungenaufzuchtzeit (1. März bis 30. Sep-
tember) von Vögeln und außerhalb des Nutzungszeitraumes von Zwischen- und Sommer- 
und Einzelquartieren von Fledermäusen (1. März bis 31. November) zu erfolgen. Das be-
deutet, dass die Gebäudestrukturen im Plangebiet ausschließlich in der Frist vom 01. De-



zember bis 28. Februar * abgerissen werden dürfen. Hauptgebäude mit Keller/Dachboden 
sind vorab durch eine fachkundige Person zu kontrollieren (Genaueres siehe Maßnah-
menblatt V1 des Umweltberichtes). 
 
 
Die Beseitigung von Gehölzen (Bäume ohne Höhlen / Sträucher) ist außerhalb der Brut- 
und Jungenaufzuchtzeit (1. März bis 30. September) von Vögeln zu legen. Das bedeutet, 
dass Gehölzentfernungen ausschließlich in der Frist vom 01. Oktober bis 28. Februar  
durchzuführen sind (Genaueres siehe Maßnahmenblatt V1 des Umweltberichtes). 
 
Es besteht ein baubedingtes Tötungsrisiko von Reptilien. Das Baufeld ist deshalb recht-
zeitig vor Beginn von Maßnahmen auf Besiedelung zu kontrollieren. Falls Reptilien aufge-
funden werden, hat eine Vergrämung in die umliegenden Gärten bzw. zum Erhalt vorge-
sehenen privaten und öffentlichen Grünflächen zu erfolgen. Die Vergrämung darf nur in 
der aktiven Jahreszeit der Zauneidechse erfolgen (i.d.R. April bis September, je nach Wit-
terung). Optimal ist der Zeitraum Mai bis August, wenn die Tiere am aktivsten sind (Nähe-
res siehe Maßnahmenblatt V3 des Umweltberichtes). 
 
Sollten während der Bauzeit der Vorhaben artenschutzrechtliche Tatbestände festgestellt 
werden, ist die untere Naturschutzbehörde (UNB) unverzüglich zu informieren. Bis zur 
Prüfung durch die UNB sind die Bauarbeiten einzustellen. Es ist sicherzustellen, dass 
keine Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG eintreten. 
 
Hinsichtlich Grabungen und Bohrungen wird auf die Anzeigepflicht gemäß § 49 Wasser-
haushaltsgesetz (WHG) hingewiesen. 
 
Die Einleitung von Niederschlagswasser in ein Gewässer (Grund- bzw. Oberflächenwas-
ser) bedarf der wasserrechtlichen Erlaubnis gemäß §§ 8, 9 WHG. 
 
Der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen ist in den §§ 62, 63 WHG geregelt. 
 
Geologische Untersuchungen – Erdaufschlüsse (Bohrungen, größere Baugruben, Mess-
tellen) sowie geophysikalische oder geochemische Messungen – sind gemäß § 8 Geolo-
giedatengesetz (GeoIDG) spätestens zwei Wochen vor Baubeginn unaufgefordert beim 
Thüringer Landesamt für Umwelt, Bergbau und Naturschutz (TLUBN) anzuzeigen. Wei-
terhin sind die Ergebnissen gemäß § 9 GeoIDG spätestens drei Monate nach Abschluss 
der Untersuchungen unaufgefordert durch die Auftraggeber oder die beauftragten Firmen 
vorzugsweise elektronische zu übergeben. 
 
Alle Bodenarbeiten im Rahmen der geplanten Baumaßnahmen sind durch geeignete 
Verfahren und Arbeitstechniken sowie unter Berücksichtigung des Zeitpunktes so aus-
zuführen, dass baubetriebsbedingte Bodenbelastungen (z. B. Verdichtungen, Erosion, 
Vernässungen, Vermischung von Boden mit Fremdstoffen) und sonstige nachteilige 
Bodenveränderungen auf das unumgängliche Maß begrenzt werden und das Entste-
hen schädlicher Bodenveränderungen nicht zu besorgen ist. Durch die Baumaßnah-
men hervorgerufenen Bodenbelastungen sind nach Bauabschluss soweit wie möglich 
zu beseitigen. Zur Minimierung von Beeinträchtigungen des Bodens bei den Baumaß-
nahmen sind durch den Bauherrn weitere Vorsorgeanforderungen zu berücksichtigen 
(Mutterbodenschutz s. § 202 BauGB, Bodenarbeiten in Anpassung an Witterung und 
die Bodenverhältnisse, Vorschriften zum Befahren und Bearbeiten von Boden, Bo-
denab- und -auftrag, Zwischenlagerung, Herstellung des Untergrundes etc.). Der 
Oberboden im Bereich der zu versiegelnden Flächen ist sachgerecht zwischenzulagern 
und wiedereinzubauen. Auf die Vorsorgepflicht nach § 7 BBodSchG gegen das Entste-
hen schädlicher Bodenveränderungen wird hingewiesen. 
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